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Vorbemerkungen 

Liebe Leserinnen und Leser, 

die erste Netzwerkkonferenz GELEBTE DEMOKRATIE in Dessau-Roßlau ist nun Geschichte. Die 

Dokumentation, die Sie jetzt auf dem Bildschirm sehen oder in der Hand halten, fasst die Grußworte 

und den inhaltlichen Fachimpuls zusammen und versucht vor allem, die kontrovers-fruchtbaren 

Diskussionsverläufe in den Arbeitsgruppen zu skizzieren. 

Um eine Nachvollziehbarkeit auch für die Interessierten zu gewährleisten, die der Konferenz nicht 

beiwohnen konnten, haben wir uns dafür entschieden, die einzelnen Schritte und Etappen in den 

Arbeitsgruppen mit Sequenzen aus den visualisierten Ergebnissen (Bildprotokolle) zu vervoll-

ständigen. 

Auf ausdrückliche Bitte zahlreicher Gäste finden Sie die um die postalischen Adressen geschwärzten 

Teilnehmerlisten (Datenschutz) auf unserer Internetseite www.gelebtedemokratie.de im Bereich 

αaŀǘŜǊƛŀƭάΦ    

An dieser Stelle möchten wir uns, auch und gerade im Namen vieler Konferenzgäste, bei den 

zahlreichen HelferInnen bedanken, ohne deren Engagement der organisatorische Aufwand nicht zu 

meistern gewesen wäre. Dieser Blumenstrauß geht insbesondere an die MitarbeiterInnen der 

Servicestelle SCHULE OHNE RASSISMUS in und bei der Deutschen Angestellten-Akademie. Das gilt im 

gleichen Maße für die Unterstützung durch das Gleichstellungsbüro der Stadt Dessau-Roßlau, die 

Werbeagentur Design Royal, das Städtische Klinikum sowie die hiesige Staatsanwaltschaft.  

Bei den ModeratorInnen und ReferentInnen bedanken wir uns für ein fachkompetentes Programm 

und eine strukturierte Begleitung und Ergebnissicherung.   

Ein herzliches Dankeschön geht nicht zuletzt an die MitarbeiterInnen des Liborius-Gymnasiums, ohne 

deren unbürokratische und aktive Hilfe der Tag nicht so reibungslos über die Bühne gegangen wäre.  

Wir wünschen Ihnen viele Anregungen und eine kritische Reflexion beim Lesen und würden uns 

freuen, wenn Sie Hinweise, Anmerkungen und Beiträge direkt an uns weiterleiten. 

 

 

Die Redaktion 

im Dezember 2010 
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Eröffnung und Begrüßung 

Folker Bittmann  

(Leitender Oberstaatsanwalt Dessau-Roßlau; Mitglied im SprecherInnenrat des Netzwerkes) 

Der Leitende Oberstaatsanwalt Folker Bittmann, der zugleich aktiv in 

der Arbeitsgruppe 3 des Netzwerkes mitarbeitet, eröffnet die Konferenz 

und begrüßt die rund ср DŅǎǘŜΥ αIŜǊȊƭƛŎƘ ǿƛƭƭƪƻƳƳŜƴ ƛƳ tŀǊƭŀƳŜƴǘ 

unseres Bündnisses, in unserer Vollversammlung.ά ½ǳ ŜƛƴŜǊ Ǝelebten 

Demokratie, da ist sich der engagierte  Mitstreiter im SprecherInnenrat 

des Netzwerkes sicher, gehöre vor allem zweierlei: αtƻƭƛǘƛƪŜǊ ŘǸǊŦŜƴ 

sich nicht abkapseln oder ständig unter sich bleiben und die 

Bevölkerung als störend betrachten.ά Schließlich, so Bittmann weiter, 

seien die gewählten VolksvertreterInnen die RepräsentantenInnen der 

BürgerInnen, deren zentrale Aufgabe darin bestünde, Stimmungslagen 

ŜǊƴǎǘ Ȋǳ ƴŜƘƳŜƴ ǳƴŘ ƛƳ ǇƻƭƛǘƛǎŎƘŜƴ wŀǳƳ ŘŀǊŀǳŦ Ȋǳ ǊŜŀƎƛŜǊŜƴΥ α{ie müssen wissen, wo den 

Menschen der Schuh drückt.ά Die Bevölkerung andererseits, dürfe sich aus öffentlichen 

Angelegenheiten und der Gestaltung des demokratischen Gemeinwesens nicht einfach so  

heraushalten und alles delegieren. Deshalb betont der Leitende Oberstaatsanwalt, dass eine 

funktionierende Demokratie auf eine beidseitige Beteiligung angewiesen sei: αWir brauchen Politiker, 

die dem Volk verbunden sind und Bürger, die Politiker nicht allein lassen.ά 

α½ǳ ǳƴǎŜǊŜƳ DƭǸŎƪ ƎŜƘǀǊǘ ŜǎΣ tŀǊǘƴŜǊ Ȋǳ ƘŀōŜƴΦ ²Ŝƴƴ Řŀǎ ƎŜƭƛƴƎǘΣ Řŀƴƴ ǿƛǊŘ Ŝǎ ǳƴǎ ǇƭǀǘȊƭƛŎƘ ǿƛŎƘǘƛƎΣ 

Řŀǎǎ ǿƛǊ ŦǸǊ ŘŜƴ tŀǊǘƴŜǊ Ŝǘǿŀǎ ǘǳƴ ƪǀƴƴŜƴάΣ ȊƛǘƛŜǊǘ .ƛǘǘƳŀƴƴ WƻŀŎƘƛƳ DŀǳŎƪ. α²ƛǊ ǎƛƴŘ ƴƛŎƘǘ ŘŀŦǸǊ 

da, dass wir auf den Sesseln sitzen und in den Fernseher glotzen. Glück kommt nicht, Glück wird. 

Wir alle begreifen das Glück der Freiheit stärker, wenn wir uns beteiligen. Das ist das große 

DŜƘŜƛƳƴƛǎ ƎŜƭƛƴƎŜƴŘŜƴ [ŜōŜƴǎΦά  

Offen, ehrlich, ernsthaft und sachlich miteinander den Dialog  zu suchen, sei eine Voraussetzung für 

Ŝƛƴ αǎƛƴƴǾƻƭƭŜǎ ½ǳǎŀƳƳŜƴǿƛǊƪŜƴ Ǿƻƴ tƻƭƛǘƛƪ ǳƴŘ ±ƻƭƪά. Sich nicht zu kennen und nicht aufeinander zu 

zugehen, führe zwangsläufig in die Irre. Diese Forderung illustriert Folker Bittmann mit Beispielen, die 

gerade nicht für eine BürgerInnenbeteiligung und einen notwendigen gesellschaftlichen Diskussions- 

und Vermittlungsprozess stehen würden: α{ŀǊǊŀȊƛƴ ǳƴŘ ŘƛŜ LƴǘŜƎǊŀǘƛƻƴΣ ǉǳŀƭƛŦƛȊƛŜǊǘŜ !ǳǎƭŅƴŘŜǊΣ ŘŜǊŜƴ 

Talente wir verschenken, weil sie nicht in ihrem erlernten Beruf tätig sein dürfen. Atomenergie mit 

ihren Hinterlassenschaften über Tausende von Jahren. Klimawandel, demografischer Wandel und die 

Hartz 4-Gesetze.ά Beschränken will er sich aber dennoch auf den regionalen Kontext ς und da staunt 

ŜǊ ǸōŜǊ .ŜƳŜǊƪŜƴǎǿŜǊǘŜǎΥ α5Ŝǎǎŀǳ ƛǎt ς wenn auch zu Unrecht ς national in den Ruf geraten, eine 

Hochburg der Rechtsextremisten zu sein. Und international ist Dessau auf absehbare Zeit mit den 

Namen Alberto Adriano und Oury Jalloh verbunden.ά  Da nützte auch der Hinweis nichts, dass die 

Mörder Alberto Adrianos nicht aus Dessau stammten und das Oury Jalloh nicht Opfer eines 

Kapitalverbrechens gewesen sei. Spätere Vorfälle ς selbst wenn es sich nur um Ungeschicklichkeiten 

und nicht um Sympathie mit oder Blindheit gegenüber Rechtsaußen gehandelt habe, hätten 

demnach die Gräben in der Stadt immer wieder aufgerissen: αDeutlich wurde das für alle, als vor 

einem Jahr die Grenzen notwendiger Ermittlungen gegen des Rauschgifthandels Verdächtigen völlig 

unnötig überschritten wurden und sich Schwarzafrikaner bei diesen und anderen Anlässen ungerecht 

behandelt fühlten.ά Neu seien im Umkehrschluss, so reflektiert der Leitende Oberstaatsanwalt aus 
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seiner beruflichen Praxis, Strafanzeigen Deutscher mit der Behauptung, von Schwarzafrikanern in 

einer Gaststätte einfach nur so wegen ihrer weißen Hautfarbe und ohne augenscheinlichen Grund 

angegriffen worden zu sein. Ähnlich liege ein Fall, dass ein Arzt, der nicht so wollte wie sein 

osteuropäischer Patient, von diesem gleich als Nazi-Arzt beschimpft worden sei. Ob sich die Vorfälle 

bestätigen oder ob noch etwas anderes dahinter steckt, sei indes noch offen: αJedenfalls ist ein 

ǎƻƭŎƘŜǊ ¦ƳƎŀƴƎ ƳƛǘŜƛƴŀƴŘŜǊ ŀƭƭŜǎ ŀƴŘŜǊŜ ŀƭǎ ŀƪȊŜǇǘŀōŜƭΦά  

Doch Dessau, davon ist er überzeugt, nehme das alles nicht resigniert und schicksalsergeben hin. Zu 

sprechen kommt er zudem auf Gewalttaten zwischen ganz rechts und ganz links, die noch vor zwei 

Jahren nahezu täglich ŘƛŜ {ŎƘƭŀƎȊŜƛƭŜƴ ŘƻƳƛƴƛŜǊǘ ƘŅǘǘŜƴΥ α²ƛǊ ŀƭƭŜ - Bürger und Institutionen ς haben 

an der Wiederherstellung des öffentlichen Friedens mitgewirkt.ά Dass das Netzwerk GELEBTE 

DEMOKRATIE  inzwischen von circa 50 öffentlichen und privaten Einrichtungen getragen wird, sei 

dabei ebenso bemerkenswert wie eine andere Debatte: α²ƛŜ ǎŜƘǊ ǎƛŎƘ ŀǳŎƘ ŘƛŜ {ǘŀŘǘ ōŜǿŜƎǘΣ ȊŜƛƎǘ 

sich an der sogenannten Blut- ǳƴŘ ¢ǊŅƴŜƴƭƛǎǘŜΦά Noch gebe es sicherlich kein optimales 

Zusammenwirken zwischen Stadt und Bevölkerung, aber das Bemühen darum sei sichtbar, so 

Bittmann mit Verweis auf erste Ergebnisse um einen Bürgerhaushalt.  

αDŀƴȊ ŜƛƎŜƴƴǸǘȊƛƎά ǎǇǊƛŎƘǘ ŜǊ zudem die 

anwesenden Stadträte auf ein Problem an, 

dass im kommenden Jahr gelöst werden 

müsse. Ohne ein Minimum an Verwaltung 

ƪƻƳƳŜ ŀǳŎƘ Řŀǎ bŜǘȊǿŜǊƪ ƴƛŎƘǘ ŀǳǎΥ α5ŀǎ 

alles ist nicht allein ehrenamtlich oder 

ƴŜōŜƴōŜƛ Ȋǳ ōŜǿŅƭǘƛƎŜƴΦά 9ǊŦǊŜǳǘ ȊŜƛƎǘ ǎƛŎƘ 

Bittmann, dass es gelungen sei, im Jahr 2011 

Mittel für eine halbe Personalstelle zur 

inhaltlichen und administrativen Koordi-

nation des Bündnisses aufzutreiben: α²ŀǎ 

wir aber brauchen und ohne Hilfe der Stadt nicht schaffen können, ist eine Verstetigung dieser 

unserer Arbeit.ά Dies sei umso wichtiger, um die ersten Schritte für einen erfolgversprechenden Weg 

des aufeinander Zugehens zwischen BürgerInnen und Verwaltung in der Stadt weiter voran zu 

ǘǊŜƛōŜƴΦ αwealistischΣ ŜƘǊƭƛŎƘ ǳƴŘ ƻƘƴŜ !ǳǎƎǊŜƴȊǳƴƎάΣ ǿƛŜ ŘŜǊ [Ŝƛǘende Oberstaatsanwalt indes 

betont.    

Die im kommenden Jahr anstehenden Herausforderungen werden nur auf diesem Wege zu meistern 

sein, wagt er indes einen Ausblick: α5ƛŜ bt5 Ƙŀǘ ǳƴǎŜǊŜ {ǘŀŘǘ ȊǳƳ {ŎƘǿŜǊǇǳƴƪǘ ƛƘǊŜǎ ²ŀƘƭƪŀƳǇŦŜǎ 

erkoren. Es ist ein konzentrierter, antidemokratischer, aggressiver und verlogener Wahlkampf mit 

ƳŜƴǎŎƘŜƴŦŜƛƴŘƭƛŎƘŜǊ tǊƻǇŀƎŀƴŘŀ Ȋǳ ŜǊǿŀǊǘŜƴΦά 5ƛŜ rechtsextreme Partei werde dabei Themen 

aufgreifen, die den Menschen unter den Nägeln brennen. Genau darauf müssten sich alle 

DemokratInnen einstelƭŜƴΥ αIƛŜǊ ǊŜƛŎƘǘ Ŝǎ ŜōŜƴ ƴƛŎƘǘ Řŀǎ Herrenmenschentum der NPD 

hervorzuheben, sondern es müssen auch inhaltlich überzeugende Antworten auf die Sorgen der 

.ǸǊƎŜǊ ƎŜŦǳƴŘŜƴ ǿŜǊŘŜƴΦά Dies werde nur gelingen, wenn eine Gemeinsamkeit für Demokratie und 

Freiheit von allen demokratischen Parteien und Gruppierungen getragen werde. Erste Schritte dazu 

seien in Dessau-Roßlau bereits Erfolg versprechend auf den Weg gebracht. In der Muldestadt seien 

dazu weit positivere Signale zu verbuchen, als in anderen Ortschaften, die kürzlich erst überregional 
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im Fokus standen. Dabei weiß Bittmann aus der Kleinstadt Laucha im Burgenlandkreis zu berichten, 

wo ein NPD-Mann als Bürgermeisterkandidat überproportional viel Zuspruch aus der Bevölkerung 

erhalten habe. Oder eben von einem SPD-Bürgermeister in Krauschwitz, der offen und nachdrücklich 

Sympathie mit der neonazistischen NPD bekundeteΦ αYǊŀǳǎŎƘǿƛǘȊάΣ ǎƻ .ƛǘǘƳŀƴƴ ǿŜƛǘŜǊΥ α²ŀǎ ŦǸǊ Ŝƛƴ 

bŀƳŜΚ [ŀǎǎŜƴ ǎƛŜ ŘƛŜ ŜǊǎǘŜƴ ōŜƛŘŜƴ .ǳŎƘǎǘŀōŜƴ ǿŜƎ ǳƴŘ ǎƛŜ ƭŀƴŘŜƴ ƛƴ !ǳǎŎƘǿƛǘȊΦά 

α5ƛŜ bt5 ƛǎt derzeit die größte Bedrohung für die Menschen und für unser aller und gleicher Freiheit. 

Deshalb müssen wir uns ihr ƧŜǘȊǘ ƘƛŜǊ ŜƴǘƎŜƎŜƴǎǘŜƭƭŜƴάΣ ƳŀƘƴǘ .ƛǘǘƳŀƴƴ an. Und dies sei kein 

Ausdruck irgendeiner politischen Präferenz, sondern ein Dienst an der demokratischen 

Stadtgesellschaft: α²ŜǊ ƧŜǘȊǘ ŘŜǊ bt5 ŜƴǘƎŜƎŜƴǘǊƛǘǘ ōƛƭƭƛƎǘ ƴƛŎƘǘ Ŝǘǿŀ ƎƭŜƛŎƘȊŜƛǘƛƎ ǾŜǊƳutlich 

ƭƛƴƪǎŜȄǘǊŜƳŜ tǊŀƪǘƛƪŜƴΦά !ƴ ŘƛŜǎŜǎ langfristige Engagement für Demokratie und Freiheit, auch abseits 

von Wahlkämpfen und drohenden rechtsextremen Kampagnen, glaubt Folker Bittmann:  αWir 

können es schaffen ς offenen Herzens und in demokratischem Geist. aŀŎƘŜƴ {ƛŜ ŀƭƭŜ ƳƛǘΦ .ƛǘǘŜΗά 

 

Grußwort 

Prof. Dr. med. Christos C. Zouboulis  

(Chefarzt Städtisches Klinikum Dessau; Mitglied im SprecherInnenrat des Netzwerkes) 

 Prof. Dr. med. Christos C. Zouboulis, Chefarzt im Städtischen Klinikum 

und Gesicht des Netzwerkes GELEBTE DEMOKRATIE kann sein Grußwort 

kurz halten ς sein Vorredner hat die wichtigsten Dinge bereits auf den 

Punkt gebracht. αLƴ ŜƛƴŜǊ 5ŜƳƻƪǊŀǘƛŜ Ȋǳ ƭŜōŜƴ ǳƴŘ ŘƛŜ 9ƴǘǎŎƘŜƛŘǳƴƎŜƴ 

über das allgemeine Wohl mitzugestalten, ist auch heute im 21. 

WŀƘǊƘǳƴŘŜǊǘ ƴƻŎƘ Ŝƛƴ tǊƛǾƛƭŜƎά, merkt er eingangs an. Viele Menschen 

auf der Welt lebten auch heute noch in politischen Systemen, die die 

Meinungen ihrer BürgerInnen unterdrücken. Doch das zarte Pflänzchen 

der Demokratie sei auch in Deutschland noch nicht auf alle Zeiten 

ƎŜŦŜǎǘƛƎǘΥ α{ƛŜ ōŜƴǀǘƛƎǘ ŜƛƴŜ ōŜǎƻƴŘŜǊŜ tŦƭŜƎŜΣ ǿƛŜ ƪƭŜƛƴŜ YƛƴŘŜǊ ŀǳŎƘΦά 

Im Gegensatz zu anderen politischen Systemen, die den eigenen Schutz von oben praktizierten, stehe 

in einer Demokratie das Interesse der eigenen BürgerInnen im Mittelpunkt, fließe es aktiv in die 

Aushandlungsprozesse ein.  

α5ŜƳƻƪǊŀǘƛŜ ƛǎǘ ǘŀǘǎŅŎƘƭƛŎƘ Řŀǎ, ǿŀǎ Ƴŀƴ ŘŀǊŀǳǎ ƳŀŎƘǘά, spielt Prof. Zouboulis auf den Slogan des 

Netzwerkes an und kritisiert damit zugleich die oft eingeschliffene Mentalität, den Schutz der 

Demokratie an vermeintlich Zuständige zu übertragen, sich einfach  unbeteiligt zurückzuhalten und 

ausschließlich die Versäumnisse der Anderen zu beklagen. In einer gelebten Demokratie, die eine 

solche Klassifizierung verdiene, so Prof. Zouboulis, müssten gewählte VertreterInnen und die 

BürgerInnen Hand in Hand kooperieren. PolitikerInnen, die die Präsenz der BürgerInnen als Last und 

Einschränkung ihrer Handlungsfähigkeit empfinden würden, hätten ein falsches Verständnis von 

ihren Aufgaben und ihrer Rolle. Aber auch BürgerInnen, die für das Gemeinwohl nichts mehr übrig 

haben, verpassten eine Chance selbst für das eigene Wohl zu sorgen. Deshalb steht für den Chefarzt 

fest, dass gerade dort die Demokratie in Gefahr gerate, wo Menschen das Interesse an Beteiligung 

und politischen Prozessen verlieren würden. Mangelnde Wahlbeteiligungen beobachtet Prof. 

Zouboulis in verschiedenen Ländern Europas und warnt davor, dies als ausschließlichen Ausdruck 
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einer α.ǸǊƎŜǊŦǊǳǎǘǊŀǘƛƻƴά Ȋǳ ōŀƎŀǘŜƭƭƛǎƛŜǊŜƴ: α5ƛŜ 5ƛǎǘŀƴȊƛerung der PolitikerInnen von den 

BürgerInnen ist ein Phänomen, was eher der UƴōŜǘŜƛƭƛƎǘŜ ŜǊƪŜƴƴǘΦά  

 

Kurzinput: Ein Jahr Netzwerk GELEBTE DEMOKRATIE in Dessau-Roßlau ς Bilanz und 

Ausblick 

Steffen Andersch  

(Lokaler Aktionsplan für Demokratie und Toleranz) 

 Einen kurzen Abriss über die Entwicklungen des Netzwerkes GELEBTE 

DEMOKRATIE  im ersten Jahr seines Bestehens liefert dann Steffen 

Andersch von der Koordinierungsstelle des Lokalen Aktionsplans für 

Demokratie und Toleranz . Der Netzwerkgründung am 07. Dezember 

2009 im Alten Theater seien intensive Diskussionsprozesse voraus 

gegangen, an denen neben zivilgesellschaftlichen Trägern und Initiativen 

zahlreiche Institutionen, die Stadtverwaltung, Persönlichkeiten und 

engagierte Einzelpersonen beteiligt waren. Was kann der unzureichend 

ausgeprägten Bereitschaft zur demokratischen Mitgestaltung in der 

Stadtgesellschaft an motivierenden Elementen entgegengesetzt 

werden? Wie können Angebote zur Partizipation der BürgerInnen attraktiver designt werden? Wie 

können möglichst viele BürgerInnen aktiv auf diesem Weg mitgenommen werden, um der 

Zuschauerdemokratie eine Absage zu erteilen? Wie kann eine verbindliche Zusammenarbeit 

zwischen den engagierten Trägern optimiert werden? Diese Fragestellungen, so Andersch, seien 

ǎƻǿƻƘƭ !ǳǎƎŀƴƎǎǎƛǘǳŀǘƛƻƴ ŀƭǎ ŀǳŎƘ αǎŜƭōǎǘ ŀǳŦŜǊƭŜƎǘŜ aŜǎǎƭŀǘǘŜά ŘŜǎ bŜǘȊǿŜǊƪŜǎ gewesen.  

Den ersten Lackmustest für das noch zarte Netzwerkpflänzchen, machte der Referent indes im 

demokratische Protest gegen die Neonazidemonstration im März dieses Jahres aus. Habe der 

hōŜǊōǸǊƎŜǊƳŜƛǎǘŜǊ YƭŜƳŜƴǎ YƻǎŎƘƛƎ ŘƛŜǎ ŀƭǎ αŜǊŦƻƭƎǊŜƛŎƘŜǎ DŜǎŜƭƭŜƴǎǘǸŎƪά ƎŜƭƻōǘΣ fällt die Analyse 

bei Andersch etwas nüchterner aus: αDas war eher ein Schritǘ Ƙƛƴ Ȋǳ ŜƛƴŜƳ DŜǎŜƭƭŜƴǎǘǸŎƪάΦ Die Breite 

des Protestes sei ausbaufähig, auch wenn positive Mobilisierungseffekte erkennbar zu konstatieren 

ǿŅǊŜƴΥ α9rstmals ist es in einem nennenswerten Umfang gelungen, dass die Kommunalpolitik Gesicht 

gezeigt hat und sich zum Teil an die Spitze der Bewegung stellte.ά  

α5ƛŜ 9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎ ŜƛƴŜǎ ǘǊŀƎŦŅƘƛƎŜƴ IŀƴŘƭǳƴƎǎƪƻƴȊŜǇǘŜǎ ŦǸǊ Řŀǎ bŜǘȊǿŜǊƪ ς quasi der strategisch-

operative Kompass ς ist wohl bislang das tatsächlicƘŜ DŜǎŜƭƭŜƴǎǘǸŎƪ ŘŜǎ .ǸƴŘƴƛǎǎŜǎά, so das 

Mitglied im SprecherInnenrat. Erst die informelle Vernetzung und Kommunikation sowie das 

Zusammenführen unterschiedlicher Expertisen der Beteiligten habe einen Praxistransfer von Know-

How und Beratungsangeboten ermöglicht. Andersch plädiert für eine unermüdliche Taktik der 

kleinen Schritte: αDemokratieverdrossenheit kann nicht über Nacht abgebaut werden. Viele 

prozesshaft angelegte Schritte können dazu führen, dass die Bereitschaft, sich aktiv in die 

Ausgestaltungsprozesse einzubringen, erhöht werden können.ά Wie die Angebote des Netzwerkes an 

die BürgerInnen herangetragen werden und letztlich dazu führen könnten, die AdressatInnen zum 

aktiven Handeln zu animieren, das sei in den letzten Monaten  mehrmals Gegenstand von 

{ǘǊŀǘŜƎƛŜŘŜōŀǘǘŜƴ ƎŜǿŜǎŜƴΥ α5ŀ ƘŀōŜƴ ǿƛǊ ƛƴǘŜǊƴ bereits heiß diskutiert.ά  
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In dem Bedarf, verbindlichen und nachhaltigen Strukturen für gegenseitige Information in der 

hiesigen Träger- und Initiativlandschaft zu entwickeln und dabei gemeinsame Interventionsstrategien 

nicht aus dem Blick zu verlieren, macht Andersch eine zentrale Herausforderung für das Netzwerk 

aus. Mangelhafte Abstimmung führe demnach noch zu oft zu hemmenden Parallelstrukturen und 

verhindere damit notwendige Synergien:α!ǳŦ Řemokratiefeindliche Tendenzen und Ereignislagen 

wird oft nur aktionistisch und nicht mit den gebotenen integrierten Handlungsstrategien  reagiert.ά 

5ŀǎ ŦǸƘǊŜ ƛƳ 9ǊƎŜōƴƛǎ ŘŀȊǳΣ Řŀǎǎ ŜƛƴŜ αkrisenbewährte Interventionά oft nicht möglich sei.  

Mit dem Ziel, modellhafte Projektideen einer breiteren Masse zugänglich zu machen, habe das 

Netzwerk eine erste Erfassung auf dem Bildungssektor durchgeführt. Im Fokus stehe dabei, so 

erläutert Andersch, vor allem eine Prämisse: αbŀŎƘƴǳǘȊǳƴƎ ŀƭǎ ±ŜǊǎǘŜǘƛƎǳƴƎάΦ Auf der Haben-Seite 

des Netzwerkes verbucht er gleichwohl den Ausbau von Kooperationsgeflechten und eine 

gegenseitige Qualifizierung und Professionalisierung der AkteurInnen im Bündnis.  

Andersch fordert indes ein αpräventiv angelegtes CǊǸƘǿŀǊƴǎȅǎǘŜƳά in der Stadt und weist dieses 

Vorhaben als einen weiteren Schwerpunkt des Netzwerkes aus. Da demokratiefeindliche 

Einstellungs- und Handlungsmuster nicht verboten werden könnten und mithin zur gesellschaftlichen 

Realität ς auch in Dessau-Roßlau ς gehören würden, müsse es darum gehen, solche Entwicklungen 

ƴƛŎƘǘ αŘŜǳǘǳƴƎǎmächtig und mehrheitsfähigά werden zu lassen. Deshalb sei gerade die Phase des 

Erkennens von immanenter Bedeutung, um letztlich zeitnah mit der gebotenen Intervention 

reagieren zu können. Hier sieht Andersch noch klare Defizite: α5ŀǎ funktioniert in der Stadt bisher 

ƴǳǊ ǇǳƴƪǘǳŜƭƭΦά  

Auch das Mitglied im Netzwerk-SprecherInnenrat betont, dass die Auseinandersetzung mit dem 

bevorstehenden NPD-Wahlkampf die wohl größte Herausforderung für den noch jungen 

Zusammenschluss sein wird: αIƛŜǊ ǎŎƘŜƛƴǘ ŜƛƴŜ ƎŜƳŜƛƴǎŀƳŜ tƻǎƛǘƛƻƴƛŜǊǳƴƎΣ Ŝƛƴ {ŎƘǳƭǘŜǊǎŎƘƭǳǎǎ 

aller demokratischer Kräfte notwendiger denn jeΦά Erste Vorgespräche im politischen Raum, lassen 

ihn dazu vorsichtig optimistisch werden: α9ǎ ȊŜƛŎƘƴŜǘ ǎƛŎƘ Ŝƛƴ ƘƻƘŜǊ {Ŝƴǎƛōilisierungsgrad ab und 

auch der Wille, gemeinsam und über Parteigrenzen hinweg aktiv zu werden und Position zu 

ōŜȊƛŜƘŜƴΦά 

 

Fachimpuls: Die NPD im Vormarsch? - Voraussetzungen und Handlungsstrategien für eine 

erfolgreiche Praxis der Auseinandersetzung und Intervention 

Pascal Begrich  

όaƛǘŜƛƴŀƴŘŜǊ ŜΦ ±ΦΤ aƛǘŀǳǘƻǊ ŘŜǊ {ǘǳŘƛŜ α5ƛŜ bt5 ƛƴ ŘŜƴ YƻƳƳǳƴŀƭǇŀǊƭŀƳŜƴǘŜƴ ƛƴ {ŀŎƘǎŜƴ-!ƴƘŀƭǘάύ 

 Der Referent Pascal Begrich, Geschäftsführer von Miteinander e.V. und 

Mitautor ŘŜǊ ŀƪǘǳŜƭƭŜƴ {ǘǳŘƛŜ α5ƛŜ bt5 ƛƴ ŘŜƴ YǊŜƛǎǘŀƎŜƴ {ŀŎƘǎŜƴ-

!ƴƘŀƭǘǎάΣ ƭƛŜŦŜǊǘ ŘŜƴ !ƴǿŜǎŜƴŘŜƴ Ǝrundlegende Informationen, um die 

nötige Strategiedebatte zum Umgang mit dem NPD-Wahlkampf in 

praktische Bahnen zu lenken. Er beleuchtet dabei die 

Erfolgsbedingungen rechtsextremer Parteien bei Wahlen, den zu 

erwartenden Landtagswahlkampf der NPD in Sachsen-Anhalt sowie 

mögliche Impulse Erfolgs versprechender Strategien für demokratische 
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Parteien, Organisationen und BürgerInnenbündnisse.  

Die NPD sei demnach in Sachsen-Anhalt mit 29 Mandatsträgern in fünf Fraktionen und mit 16 

Mandaten auf Stadt- und Gemeinderatsebene in den Kommunalparlamenten vertreten. Eine der 

aktivsten Fraktionen ist dem Referenten zufolge jene im Burgenlandkreis, um deren Gallionsfigur 

Lutz Battke. Beim Einzug in Kreistage und Stadtparlamente gehe es der NPD nicht darum, aktiv 

kommunale Politik in der Diskussion mit den anderen Parteien mitzugestalten: α5ƛŜ tŀǊǘŜƛ nutzt die 

Kommunalparlamente lediglich als Sprungbrett zur nächsten Wahlebene, als Sprungbrett in den 

Landtag Sachsen-!ƴƘŀƭǘǎΦά Begrich zitiert den NPD-Landesvorsitzenden Matthias Heyder, der zu den 

YƻƳƳǳƴŀƭǿŀƘƭŜƴ нллф ƎŜŅǳǖŜǊǘ ƘŀōŜΥ αIn Sachsen Anhalt wird die NPD jetzt beweisen, dass wir 

gerade in den Großstädten tief verwurzelt und stark verankert sind. Wir werden in Fraktionsstärke in 

die Kommunalparlamente einziehen und damit ein deutliches Signal für kommende und noch 

bedeutendere Wahlen in Sachsen-Anhalt geben.ά Begrich wertet dies als eindeutige Kampfansage an 

die anderen Parteien und als identitätsstiftende NPD-Selbststilisierung, als eigenes Schulterklopfen 

an die Adresse der Mitglieder und SymphatiesantInnen. 

Als externe Faktoren, die Erfolgsbedingungen rechtsextremer Parteien begünstigen könnten, seien 

vor allem soziale und demografische Entwicklungen zu benennen. Soziale Abstiegsängste brächten 

manche Bevölkerungsteile dazu, aus Protest ihre Stimme rechten Parteien zu geben. Beispielhaft 

stehe hierfür der Einzug der DVU 1998 mit 12,9 Prozent in den Magdeburger Landtag. Zudem spiele 

die Politikverdrossenheit den Rechten in die Hände: αWŜ ǾŜǊŘǊƻǎǎŜƴŜǊΣ je frustrierter die Menschen 

Ƴƛǘ ŘŜƳ ΰŜǘŀōƭƛŜǊǘŜƴ {ȅǎǘŜƳΨ ǎƛƴŘΣ ƧŜ ǿŜƴƛƎŜǊ ǎƛŜ ŘŜƴ ŘŜƳƻƪǊŀǘƛǎŎƘŜƴ tŀǊǘŜƛŜƴ ȊǳǘǊŀǳŜƴΣ ŘŜǎǘƻ 

eher sind sie auch geneigt, ihren Frust nicht nur zu HŀǳǎŜ ŀǳǎȊǳǘǊŀƎŜƴΦά Wenn es der NPD gelänge, 

dieses Frustpotential aufzugreifen, bestehe die Gefahr, dieses am Ende in Wählerstimmen 

umzumünzen. Auf unterschiedliche Studien der letzten Zeit berufend stützt Begrich die Einschätzung, 

dass rechtsextreme Einstellungen, Ausländerfeindlichkeit, Nationalismus oder Sozialdarwinismus in 

Teilen der Bevölkerung verbreitet sind und Schnittmengen bilden mit den Positionen der NPD. Laut 

der Erhebung α5ƛŜ aƛǘǘŜ ƛƴ ŘŜǊ YǊƛǎŜά, würden demnach in Sachsen-Anhalt mehr als ein Drittel der 

BürgerInnen extrem ausländerfeindlichen Positionen zustimmen. Speziell in ostdeutschen 

Bundesländern gebe es wenig StammwählerInnen und ein hohes WechselwählerInnenpotential. Je 

nach politischer Stimmungslage könnte davon auch die NPD profitieren.  

Das Politikangebot und die organisatorische Verfasstheit demokratischer Parteien  spiele außerdem 

eine herausragende Rolle. Können demokratische Parteien Antworten auf die Sorgen und Nöte der 

BürgerInnen geben, sei dies für die Aussichten der NPD schlecht: α5ŜǊ wŜŎƘǘǎŜȄǘǊŜƳƛǎƳǳǎ ƛǎǘ ŘƻǊǘ 

stark, wo die Demokratie schwach istΦά Das betreffe sowohl infrastrukturelle Aspekte wie auch die 

Aktivitäten demokratischer Parteien vor Ort. Gelegenheitsstrukturen, wie öffentlich verhandelte 

Themen und Diskurse, die auf der Schiene rechter Parteiprogramme liegen, könnten der NPD 

Wählerstimmen einbringen, sofern sie in der Lage seien, die Debatte deutungsmächtig zu nutzen. Als 

Beispiel nennt Begrich hier die  so genannte Sarrazin-Debatte ohne sich darauf festzulegen, ob die 

NPD diese in der heißen Phase des sachsen-anhaltinischen Wahlkampfes in Stellung bringen wird.  

Als interne Erfolgsfaktoren ς organisationsinterne  Aspekte der Partei ς schlage zudem die Anzahl der 

Mitglieder und die regionale Verankerung der NPD zu Buche.  Die Akquise von Wahlkampf-

helferInnen und die darüber transportierten Inhalte, das Vorhandensein populärer und integrierbarer 
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KandidatInnen und das Konkurrenzangebot aus der rechtsextremen Parteienlandschaft seien ebenso 

zu berücksichtigen.  

Nach der Analyse von Pascal Begrich versuche sich die NPD in Sachsen-Anhalt derzeit, ein seriöses 

und lupenreines Image zu verpassen und vor allem den Mittelstand anzusprechen. All diese 

Bemühungen konzentrierten sich darüber hinaus auf einen personalisierten Wahlkampf, fast 

ausschließlich abgestimmt auf den Spitzenkandidaten aŀǘǘƘƛŀǎ IŜȅŘŜǊΦ 9Ǌ ǎƻƭƭŜ αŜƛƴŜƴ aŀƴƴ ŘŜǎ 

aƛǘǘŜƭǎǘŀƴŘŜǎ ǳƴŘ ŘŜǊ ²ƛǊǘǎŎƘŀŦǘά ǇǊŅǎŜƴǘƛŜǊŜƴΦ !ǳŦ ŘŜƴ ǾƻǊŘŜǊŜƴ tƭŅǘȊŜƴ ŘŜǊ YŀƴŘƛŘŀǘŜƴƭƛǎǘŜ seien 

zudem ehemalige Kader ŘŜǊ ΰWǳƴƎŜƴ bŀǘƛƻƴŀƭŘŜƳƻƪǊŀǘŜƴΨ όWǳƎŜƴŘƻǊƎŀƴƛǎŀǘƛƻƴ ŘŜǊ bt5Τ !ƴƳΦ ŘΦ 

Red.) zu finden, deren Wurzeln im militanten und extremeren Spektrum des Rechtsextremismus zu 

finden seien. Es wäre überdies deutlich zu konstatieren, dass dieses Spektrum die Partei noch immer 

stark präge, auch wenn sich diŜ bt5 ƴŀŎƘ ŀǳǖŜƴ ƎŜǊƴ ŜƛƴŜƴ αwertkonservativen Anstrichά verpassen 

würde.  

 

Neben den NichtwählerInnen plane die NPD gezielt, Erst- und Jungwähler anzusprechen. 

NichtwählerInnen zu erreichen sei für alle Parteien eine fast unüberwindbare Hürde. Da mache die 

NPD keine Ausnahme. Wenn überhaupt, ließe sich diese Gruppe nur mit stark emotionsgeladenen  

Themen zum Gang an die Wahlurne animieren.  

Für Pascal Begrich steht indes fest, dass die NPD klassische rechtsextremen Themen wie 

Ausländerfeindlichkeit, innere Sicherheit oder den historischer Nationalsozialismus aus ihrem 

Wahlkampf heraushalten wird, um ihr Saubermann-Image nicht zu gefährden. Vielmehr werde sie 

wohl versuchen, mit mehrheitsfähigen Aspekten zum Umweltschutz, der sozialen Gerechtigkeit, den 

Debatten um Kreisgebietsreformen oder den Ärztenotstand in ländlichen Regionen zu punkten. Auch 

sei damit zu rechnen, dass die rechtsextreme Partei regionale Themen wie z.B. den Braunkohleabbau 

aufgreifen werde. Dabei spräche sie sich mal dafür und mal dagegen aus ς je nachdem, mit welcher 

Position mehr Zuspruch zu verbuchen sei. Trotz eines wohl weichgespülten Wahlkampfes vertrete 

die Partei im Subtext ihrer Slogans stark völkische und nationalistische Thesen. Die biedere 

Verpackung, so schätzt der Referent ein, werde eine Demaskierung und Entlarvung, gerade für die 

demokratischen Parteien, wohl nicht einfach machen.    

Einen allzu materialintensiven Wahlkampf sieht der Referent aufgrund der dünnen Finanzdecke nicht 

auf die BürgerInnen zukommen. Je nach Region, werde die NPD voraussichtlich mit häufiger Präsenz 

von Informationsständen im Wochenrhythmus versuchen, den Wahlkampf in einer Stadt oder 

Gemeinde zu dominieren.  
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α5ƛŜ bt5 ǿƛǊŘ Ǿƻƴ ǾƛŜƭŜƴ ŀls das angesehen, was sie ist: Eine neonazistische Weltanschauungs-

ǇŀǊǘŜƛά, so Begrich.  Daher würden auch viele Menschen, die tendenziell ausländerfeindliche 

Positionen vertreten und Schnittmengen mit der NPD aufweisen, diese dennoch nicht wählen. 

Wichtig für demokratische Parteien sei demnach, nicht einer Strategie der Themenvermeidung zu 

präferieren, sondern auch heikle Themen aufzugreifen und diese zu besetzen. Das eigene 

Bewusstsein einer demokratischen Einstellung und der vehemente Widerspruch gegen rassistische 

Äußerungen seien eine grundlegende Notwendigkeit in der Auseinandersetzung mit dem 

parteipolitisch verfassten Rechtsextremismus. Ein möglichst breitgetragener Aufruf, demokratische 

Parteien zu wählen, könne da einen Ansatz darstellen: α²ƻ ŘƛŜǎŜǊ ²ƛŘŜǊǎǘŀƴŘ ŦŜƘƭǘΣ ǿƛǊŘ Řŀǎ 

Schweigen als Zustimmung gewertetΦά 

Das A und O beim Umgang mit der NPD im Wahlkampf, sei überdies das Erkennen und Wissen. 

Darauf aufmerksam zu machen, dass die NPD in der eigenen Kommune Wahlkampf betreibt, wäre 

grundlegend wichtig. Im Zweifelsfalle reiche es in einer Diskussion jedoch nicht aus, zu entgegnen: 

α5ƛŜ bt5 ƛǎǘ ǎŎƘƭŜŎƘǘΣ ǿŜƛƭ ǎƛŜ ǎŎƘƭŜŎƘǘ ƛǎǘΦά Die Argumentationskette müsse auch konkrete Punkte 

aus dem Parteiprogramm enthalten und so über rechtsextreme Versatzstücke informieren.  

¦ƴƳƛǎǎǾŜǊǎǘŅƴŘƭƛŎƘŜ α¢ƻǘǎŎƘƭŀƎsŀǊƎǳƳŜƴǘŜά gegen eine Zusammenarbeit mit der NPD werden  dann 

auch prompt aus dem Publikum verlangt. Pascal Begrich liefert eins: α!ǳŎƘ ǿŜƴƴ ŘƛŜ bt5 ƛƴ 

Deutschland zugelassen ist, also eine legale Partei ist, heißt das noch lange nicht, dass sie eine 

demokratische Partei ist. Sie vertritt kein Demokratieverständnis, wie es in einer Demokratie 

vertreten wird, mit der unantastbaren Würde jedes einzelnen Individuums.ά Das Ziel der NPD sei, 

dass könne jeder lesen, der es lesen will, die Demokratie abzuschaffen. Begrich untermauert seine 

Aussage mit einem Zitat des NPD-.ǳƴŘŜǎǾƻǊǎƛǘȊŜƴŘŜƴ ¦Řƻ ±ƻƎǘΥ α²ƛǊ ǿƻƭƭŜƴ Řie BRD ebenso 

abwickeln, wie das Volk vor 15 Jahren die DDR abgewickelt hat.ά Der Demokratiebegriff wie ihn die 

NPD beschreibe, sei abgestellt auf Volksgemeinschaft und Blutszugehörigkeit. Viele der Leitgedanken 

würden sich so oder so ähnlich auch bei den Nationalsozialisten wiederfinden lassen. α5ƛŜ bt5 

streitet nicht für die Demokratie ς das was sie Demokratie nennen, ist keine. Es ist eine 

Elitenherrschaft über eine ±ƻƭƪǎƎŜƳŜƛƴǎŎƘŀŦǘά, resümiert Begrich.  

5ŜǊ 9ƛƴǎŀǘȊ ŦǸǊ ŜƛƴŜƴ αƘƻƳƻƎŜƴŜƴΣ ǾǀƭƪƛǎŎƘŜƴ ǳƴŘ ŘŜǳǘǎŎƘŜƴ bŀǘƛƻƴŀƭǎǘŀŀǘά, so wie ihn die Partei in 

ihrem Programm ausweist, setze eine strikte Trennung von Deutschen und Nicht-Deutschen voraus 

und trage damit eine αǎŜƘǊ ǎǘŀǊƪŜ ǊŀǎǎƛǎǘƛǎŎƘŜΣ ŀǳǎƭŅƴŘŜǊŦŜƛƴŘƭƛŎƘŜ YƻƳǇƻƴŜƴǘŜάΦ ¦ƴǘŜǊ ŘŜƳ {ƭƻƎŀƴ 

α¦ƳǿŜƭǘǎŎƘǳǘȊ ƛǎǘ IŜƛƳŀǘǎŎƘǳǘȊά ǘǊŜǘŜ ŘƛŜ bt5 ŦǸǊ Ŝƛƴ αƭŜōŜƴǎǊƛŎƘǘƛƎŜǎ aŜƴǎŎƘŜƴōƛƭŘά Ŝƛƴ ǳƴŘ 

ǇǊƻǇŀƎƛŜǊŜ ŘŀƳƛǘΣ Řŀǎǎ ƧŜŘŜǊ aŜƴǎŎƘ αǇŜǊ 5ŜŦƛƴƛǘƛƻƴΣ ǇŜǊ YǳƭǘǳǊ ǳƴŘ .ƛƻƭƻƎƛŜά ƛƴ ŜƛƴŜ bestimmte 

Region gehöre.  

Der Duldung der NPD als eine normale Partei unter vielen, müsse ein Riegel vorgeschoben werden: 

α²eil es eben nicht eine ganz normale Meinung unter vielen ist, für die prinzipielle 

Ungleichwertigkeit von Menschen einzutreten und menschenfeindliche Ideologien zu verǘǊŜǘŜƴΦά 5ƛŜ 

NPD sehe sich als System-Opposition nicht nur zu diesem Staat, sondern auch zur Idee der 

Demokratie. Dennoch macht der Referent keinen Hehl aus seinem persönlichen Standpunkt zur 

Frage ob die NPD verboten werden sollte: α9ƛƴŜ 5ŜƳƻƪǊŀǘƛŜΣ ŘƛŜ Ŝǘǿŀǎ ŀǳŦ ǎƛŎƘ ƘŅƭǘ ǳƴŘ 

ŘŜƳƻƪǊŀǘƛǎŎƘŜ tǊƛƴȊƛǇƛŜƴ ƘƻŎƘƘŅƭǘΣ ǎƻƭƭǘŜ Ŝǎ ŘǳǊŎƘŀǳǎ ŀǳǎƘŀƭǘŜƴ ƪǀƴƴŜƴΦά Das schließe nicht aus, 

dass man sich natürlich gegen die NPD positionieren müsse.  
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Ergebnisse der Arbeitsgruppen 

Ergebnisse der Arbeitsgruppe 1 (Agieren und Reagieren) 

Moderation: Lysan Escher (Freiwilligen-Agentur Halle-Saalkreis e. V.) 
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Problem- und Handlungsfeldanalyse 

Im Kern diskutierten die TeilnehmerInnen der Arbeitsgruppe Handlungsmöglichkeiten angesichts 

rechtsextremer Ereignislagen wie der alljährlichen 5ŜƳƻƴǎǘǊŀǘƛƻƴ ŘŜǊ αCǊŜƛŜƴ bŀǘƛƻƴŀƭƛǎǘŜƴά ƛƳ 

Kontext des Jahrestages der Bombardierung der Stadt. Zweifellos ist und bleibt die Planung und 

UmǎŜǘȊǳƴƎ ŘŜǎ ŘŜƳƻƪǊŀǘƛǎŎƘŜƴ tǊƻǘŜǎǘŜǎ ƎŜƎŜƴ ŘŜƴ ǊŜŎƘǘŜƴ α¢ǊŀǳŜǊƳŀǊǎŎƘά Ŝƛƴ {ŎƘǿŜǊǇǳƴƪǘ ŘŜǊ 

AG, der in Form und Ausrichtung auch durchaus umstritten ist. Fragen nach weiteren thematischen 

Schwerpunkten konnten aufgrund des zeitlichen Rahmens an dieser Stelle nicht vertieft werden. 

Gelungen ist in dem Workshop die praxisnahe Vernetzung mit AkteurInnen, die sich bisher noch nicht 

direkt an der Arbeit der AG beteiligt hatten. Neue Mitwirkende konnten integriert und 

kommunikative Unwägbarkeiten beseitigt werden.  

Zielvorstellungen und Arbeitsschwerpunkte im Überblick  

Angekommen bei diesem Hauptthema der Runde, entstanden diverse Diskussionsstränge zu 

einzelnen Teilaspekten. In dieser erweiterten Runde entbrannte teils emotionsgeladen eine 

grundlegende Debatte, ob es im Sinne aller Beteiligten sei, die Neonazidemonstration auch zukünftig 

wieder mitten durch die Stadt verlaufen zu lassen oder ob nicht versucht werden solle, dies von 

vornherein zu unterbinden. Die Strategie, den Neonazis lediglich Straßen in Randgebieten zu 

überlassen stand der Konfrontationsstrategie der letzten beiden Jahre gegenüber. Hierbei wurde 

vorsätzlich daraufgesetzt, sowohl ŘŜƴ 5ŜǎǎŀǳŜǊ .ǸǊƎŜǊLƴƴŜƴ ǾƻǊ !ǳƎŜƴ Ȋǳ ŦǸƘǊŜƴΣ Řŀǎǎ ǎƛŎƘ ΰŘƛŜǎŜ 

bŜƻƴŀȊƛǎΨ ŀǳŎƘ ǘŀǘǎŅŎƘƭƛŎƘ ŘǳǊŎƘ Řƛe Stadt bewegen und dieser Aufmarsch nicht nur per 

Medienmeldungen wahrnehmbar ist. Andererseits war es bisher ς wenn auch oft heiß debattiert ς 

Konsens im Netzwerk, den TeilnehmerInnen des rechtsextremen Aufzuges in direkter Sicht- und 

Hörweite vermitteln zu wollen, dass diese in der Stadt unerwünscht seien. Dass dies wiederholt 

eindrucksvoll funktioniert habe, darüber waren sich die meisten Anwesenden einig, wenngleich 

dieser Umstand nicht über einen Optimierungsbedarf bei der zukünftigen Planung und Umsetzung 

des demokratischen Protestes hinwegtäuschen dürfe.  

Ideensammlung zur praktischen Umsetzung der Ziele  

Die Debatte wie demnächst mehr BürgerInnen zu den Protesten zu mobilisieren seien, brachte einige 

neue Ideen und reflektierte kritisch die Ansätze der Vergangenheit. Sowohl über die Notwendigkeit 

einer noch breiteren Beteiligung als auch über die Implementierung innovativer und kreativer 

Protestelemente herrschte Einigkeit. In diese Überlegungen flossen zudem α.Ŝǎǘ tǊŀŎǘƛŎŜά-Beispiele 

aus anderen Städten und Regionen des Landes ein. Auch der Informationsbedarf zu Möglichkeiten 

und Grenzen des zivilen Ungehorsams, soll im Vorfeld des anstehenden Protestes im März 2011 

gedeckt werden.  

Verabredungen, Vereinbarungen und nächste Schritte 

Zur kommenden Sitzung am 17. Januar 2011, 17.00 Uhr im Rathaus (Raum 270) sind weitere 

Interessierte eingeladen, den demokratischen Protest am 12. März 2011 mit zu gestalten.  

Die zukünftigen AG-Verantwortlichen  - und damit auch die DelegiertInnen für die Sitzungen des 

SprecherInnenrates ς sind demnach: 
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Anke Berghäuser (Personalrat Städtisches Klinikum) 

Marco Steckel (Beratungsstelle für Opfer rechter Straf- und Gewalttaten Anhalt-Bitterfeld, 

Wittenberg und Dessau-Roßlau) 

Ergebnisse der Arbeitsgruppe 2 (Bildungsarbeit und Lokalgeschichte) 

Moderation: Christine Sattler (Freiwilligen-Agentur Halle-Saalkreis e. V)  


